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3658/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Gabriel Obernosterer, Mag. Dr. Jakob Schwarz, BA,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 19.10.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 19.10.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

Hinweis der ParlDion: Gemäß den legistischen 
Richtlinien (leg. RL) ist lediglich der Kurztitel bei einer 
Novelle eines Gesetzes zu verwenden: Daher müsste der 
Titel richtig heißen:  

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Bundesrechenzentrum GmbH geändert wird  

Eine Titeländerung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich.  

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Bundesrechenzentrum GmbH (BRZ GmbH) 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Bundesgesetz über die Bundesrechenzentrum 
GmbH (BRZ GmbH), BGBl. Nr. 757/1996, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, 
wird wie folgt geändert: 

 

Hinweis der ParlDion: Bei nur einer einzigen 
Novellierungsanordnung (NovAo) ist das Anführen einer 
Nummerierung nicht notwendig; eine Streichung der 
Nummer ist nur mittels eines Abänderungsantrages 
möglich.  

1. § 17 Abs. 1 lautet:  

§ 17. (1) Die Organe und die Arbeitnehmer der 
Gesellschaft sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen 
aus ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen 
verpflichtet. Die Bestimmungen des § 46 Abs. 1 bis 4 des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, 
sowie des § 48a der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, sind anzuwenden. Hinsichtlich der 
abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht des § 48a der 
Bundesabgabenordnung gelten die Organe und 
Arbeitnehmer der Gesellschaft als Beamte im Sinne des 

„(1) Die Organe der Gesellschaft, ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Personen, die von 
der Gesellschaft zur Leistungserbringung herangezogen 
werden, sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus 
ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen 
verpflichtet. Die Bestimmungen des § 46 Abs. 1 bis 4 des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, 
sowie des § 48a der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, sind anzuwenden. Hinsichtlich der 
abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht des § 48a der 

§ 17. (1) Die Organe und die Arbeitnehmer der 
Gesellschaft, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie Personen, die von der Gesellschaft zur 
Leistungserbringung herangezogen werden, sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit 
bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet. Die 
Bestimmungen des § 46 Abs. 1 bis 4 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, sowie des 
§ 48a der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, 
sind anzuwenden. Hinsichtlich der abgabenrechtlichen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 19.10.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 19.10.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
§ 74 Z 4 des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974. Bundesabgabenordnung gelten die Organe der 

Gesellschaft, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
natürliche Personen, die von der Gesellschaft zur 
Leistungserbringung herangezogen werden, als 
Beamtinnen oder als Beamte im Sinne des § 74 Z 4 des 
Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974.“ 

Geheimhaltungspflicht des § 48a der 
Bundesabgabenordnung gelten die Organe und 
Arbeitnehmer der Gesellschaft, ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie natürliche Personen, die von 
der Gesellschaft zur Leistungserbringung 
herangezogen werden, als Beamtinnen oder als Beamte 
im Sinne des § 74 Z 4 des Strafgesetzbuches, BGBl. 
Nr. 60/1974. 
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